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BMF v. 03.03.2005 
 
Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterung mit den obersten Fi-
nanzbehörden der Länder nehme ich zu Zweifelsfragen im Zusammenhang 
mit der unentgeltlichen Übertragung eines Mitunternehmeranteils und eines 
Teils eines Mitunternehmeranteils bei vorhandenem Sonderbetriebsvermö-
gen sowie der unentgeltlichen Aufnahme in ein Einzelunternehmen wie folgt 
Stellung: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

BMF v. 20.11.2019 
 
Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterung mit den obersten Fi-
nanzbehörden der Länder wird zu den im obigen Betreff genannten Zwei-
felsfragen wie folgt Stellung genommen: 
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A. Persönlicher Anwendungsbereich 
 
1 
Übertragender und Aufnehmender können natürliche Personen, Mitunter-
nehmerschaften und Kapitalgesellschaften sein. In den Fällen der Übertra-
gung von Teilen eines Mitunternehmeranteils sowie der unentgeltlichen 
Aufnahme in ein Einzelunternehmen nach § 6 Abs. 3 Satz 1 2. HS und Satz 
2 EStG ist die Übertragung nur auf natürliche Personen zulässig. 
 
 
 
2 
Bei unentgeltlichen Übertragungen von einer oder auf eine Kapitalgesell-
schaft gehen jedoch die Regelungen zur verdeckten Gewinnausschüttung 
i.S.d. § 8 Abs. 3 KStG oder der verdeckten Einlage vor (BFH-Urteil vom 
18.12.1990, BStBl 1991 II S. 512). Handelt es sich bei der unentgeltlichen 
Übertragung eines Mitunternehmeranteils oder eines Teils eines Mitunter-
nehmeranteils um eine verdeckte Einlage (z.B. bei der Übertragung auf eine 
GmbH, an der der Übertragende beteiligt ist), greifen die Regelungen über 
die Betriebsaufgabe ein (BFH-Urteil vom 24. August 2000 - BStBl 2005 S. 
...). In Fällen der verdeckten Einlage eines Teils eines Mitunternehmeranteils 
ist § 16 Abs. 1 Satz 2 EStG zu beachten.  
 
Beispiel 1: 
A überträgt seinen Mitunternehmeranteil unentgeltlich auf eine steuerbe-
freite Körperschaft (z.B. Stiftung), zu der keine gesellschaftsrechtlichen 
Verbindungen bestehen.  
Der übertragende A realisiert keinen Gewinn, da die Wirtschaftsgüter mit 
den Buchwerten anzusetzen sind (§ 6 Abs. 3 Satz 1 EStG). Bei der überneh-
menden Körperschaft kommt es unter Anwendung des § 8 Abs. 1 KStG, § 6 
Abs. 3 Satz 3 EStG zu einer Buchwertfortführung. 
 
Beispiel 2: 
A überträgt seinen Mitunternehmeranteil im Rahmen einer verdeckten Ein-
lage unentgeltlich auf die A-GmbH, deren Gesellschafter er ist.  
Der Übertragungsvorgang führt zur Aufdeckung der stillen Reserven (ggf. 
nach §§ 16, 34 EStG begünstigt). Die Anschaffungskosten der GmbH-Be-
teiligung erhöhen sich bei A um den Wert des Mitunternehmeranteils. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

A. Persönlicher Anwendungsbereich 
 
1 
Übertragende und Aufnehmende können natürliche Personen, Mitunterneh-
merschaften und Kapitalgesellschaften sein. Aufnehmende kann auch eine 
Stiftung sein. Voraussetzung ist in allen Fällen, dass die Besteuerung der 
stillen Reserven sichergestellt ist. In den Fällen der Übertragung von Teilen 
eines Mitunternehmeranteils sowie der unentgeltlichen Aufnahme in ein 
Einzelunternehmen nach § 6 Absatz 3 Satz 1 2. Halbsatz und Satz 2 EStG 
ist die Übertragung nur auf natürliche Personen zulässig. 
 
2 
Bei den grundsätzlich unter § 6 Absatz 3 EStG fallenden unentgeltlichen 
Übertragungen von einer oder auf eine Kapitalgesellschaft gehen jedoch die 
Regelungen zur verdeckten Gewinnausschüttung i. S. d. § 8 Absatz 3 KStG 
oder der verdeckten Einlage vor (BFH-Urteil vom 18. Dezember 1990, VIII 
R 17/85, BStBl 1991 II S. 512). Handelt es sich bei der unentgeltlichen Über-
tragung eines Mitunternehmeranteils oder eines Teils eines Mitunternehmer-
anteils um eine verdeckte Einlage (z. B. bei der Übertragung auf eine GmbH, 
an der der Übertragende beteiligt ist), greifen die Regelungen über die Be-
triebsaufgabe ein (BFH-Urteil vom 24. August 2000, IV R 51/98, BStBl 
2005 II S. 173). In Fällen der verdeckten Einlage eines Teils eines Mitunter-
nehmeranteils ist § 16 Absatz 1 Satz 2 EStG zu beachten. 
 
Beispiel 1:  
A überträgt seinen Mitunternehmeranteil im Rahmen einer verdeckten Ein-
lage unentgeltlich auf die A-GmbH, deren Gesellschafter er ist.  
Der Übertragungsvorgang führt zur Aufdeckung der stillen Reserven (ggf. 
nach §§ 16 und 34 EStG begünstigt). Die Anschaffungskosten der GmbH-
Beteiligung erhöhen sich bei A um den Wert des Mitunternehmeranteils. 
 
3 
Handelt es sich bei der aufnehmenden Körperschaft um eine Stiftung, die als 
solche keine Gesellschaftsrechte vermittelt, kommen die Grundsätze der ver-
deckten Einlage nicht zur Anwendung und die Buchwerte sind fortzuführen, 
wenn die Besteuerung der stillen Reserven sichergestellt ist.  
 
Beispiel 2:  
A überträgt seinen Mitunternehmeranteil unentgeltlich auf eine steuerpflich-
tige Stiftung. Der Übertragende A realisiert keinen Gewinn, da die Wirt-
schaftsgüter mit den Buchwerten anzusetzen sind (§ 6 Absatz 3 Satz 1 
EStG). Bei der aufnehmenden Stiftung kommt es unter Anwendung des § 8 
Absatz 1 KStG und des § 6 Absatz 3 Satz 3 EStG zu einer Buchwertfortfüh-
rung. 
 
4 
Ist die aufnehmende Körperschaft eine steuerbefreite Stiftung und begründet 
der übertragene Mitunternehmeranteil einen steuerpflichtigen wirtschaftli-
chen Geschäftsbetrieb, sind ebenfalls die Buchwerte nach § 6 Absatz 3 EStG 
anzusetzen.  
 
Beispiel 3:  
A überträgt seinen Mitunternehmeranteil an einer gewerblich tätigen Perso-
nengesellschaft unentgeltlich auf eine steuerbefreite Stiftung.  
Der Übertragende A realisiert keinen Gewinn, da die Wirtschaftsgüter mit 
den Buchwerten anzusetzen sind (§ 6 Absatz 3 Satz 1 EStG). Der übertra-
gene Mitunternehmeranteil führt bei der aufnehmenden steuerbefreiten Stif-
tung zur Begründung eines steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbe-
triebs. Es kommt unter Anwendung des § 8 Absatz 1 KStG und des § 6 Ab-
satz 3 Satz 3 EStG deshalb zu einer Buchwertfortführung. 
 
5 
Anders ist dies im Falle der Gewerblichkeit, die lediglich aufgrund Prägung 
nach § 15 Absatz 3 Nummer 2 EStG gegeben ist. Denn ein wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb i. S. d. § 14 AO liegt bei der aufnehmenden steuerbefreiten 
Stiftung nicht vor, wenn die Tätigkeit der gewerblich geprägten Personen-
gesellschaft nicht über eine reine Vermögensverwaltung hinausgeht (BFH-
Urteil vom 25. Mai 2011, I R 60/10, BStBl II S. 858).  
 
Beispiel 4:  
A überträgt seinen Mitunternehmeranteil an einer vermögensverwaltenden 
gewerblich geprägten GmbH & Co. KG (§ 15 Absatz 3 Nummer 2 EStG) 
unentgeltlich auf eine gemeinnützige Stiftung.  
Der Übertragungsvorgang führt zur Aufdeckung der stillen Reserven (ggf. 
nach §§ 16 und 34 EStG begünstigt), denn die übernehmende gemeinnützige 



 
 
 

B. Sachlicher Anwendungsbereich 
 
3 
Der Mitunternehmeranteil eines Gesellschafters umfasst sowohl den Anteil 
am Gesamthandsvermögen als auch das dem einzelnen Mitunternehmer zu-
zurechnende Sonderbetriebsvermögen (BFH-Urteil vom 12. April 2000 - 
BStBl 2001 II S. 26). Im Rahmen des § 6 Abs. 3 EStG kommt nur die funk-
tionale Betrachtung zur Anwendung. Funktional wesentlich können nur sol-
che Wirtschaftsgüter sein, die für die Funktion des Betriebes von Bedeutung 
sind; auf das Vorhandensein erheblicher stiller Reserven kommt es nicht an. 
 
 
I. Übertragung des gesamten Mitunternehmeranteils (§ 6 Abs. 3 Satz 1 
1. HS EStG) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Übertragung von funktional wesentlichem Sonderbetriebsvermögen 
 
4 
Wird der gesamte Anteil des Mitunternehmers an der Gesellschaft übertra-
gen, setzt § 6 Abs. 3 Satz 1 EStG voraus, dass neben dem Anteil am Gesamt-
handsvermögen auch sämtliche Wirtschaftsgüter des Sonderbetriebsvermö-
gens, die für die Funktion des Betriebes von Bedeutung sind (im folgenden 
funktional wesentliches Sonderbetriebsvermögen genannt), übertragen wer-
den. 
 
 
5 
Wird anlässlich der Übertragung des Anteils am Gesamthandsvermögen 
funktional wesentliches Sonderbetriebsvermögen zurückbehalten und in das 
Privatvermögen des Übertragenden überführt, ist eine Buchwertfortführung 
nach § 6 Abs. 3 Satz 1 EStG nicht zulässig. Es liegt insgesamt eine tarifbe-
günstigte Aufgabe des gesamten Mitunternehmeranteils vor (BFH-Be-
schluss vom 31. August 1995, BStBl II S. 890). Die stillen Reserven im Ge-
samthandsvermögen und im Sonderbetriebsvermögen sind aufzudecken. § 6 
Abs. 3 Satz 2 EStG in der Fassung des Unternehmensteuerfortentwicklungs-
gesetzes (UntStFG) vom 20. Dezember 2001 (BStBl 2002 I S. 35) ist nicht 
anwendbar, da der Übertragende mit der Übertragung des (gesamten) An-
teils am Gesamthandsvermögens nicht mehr Mitunternehmer ist.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Stiftung begründet mit dem Mitunternehmeranteil keinen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb. 
 

B. Sachlicher Anwendungsbereich  
 
6 
Der Mitunternehmeranteil eines Gesellschafters umfasst sowohl den Anteil 
am Gesamthandsvermögen als auch das dem einzelnen Mitunternehmer zu-
zurechnende Sonderbetriebsvermögen (BFH-Urteil vom 12. April 2000, XI 
R 35/99, BStBl 2001 II S. 26). Im Rahmen des § 6 Absatz 3 EStG kommt 
nur die funktionale Betrachtung zur Anwendung. Funktional wesentlich 
können nur solche Wirtschaftsgüter sein, die im Zeitpunkt des Übertra-
gungsvorgangs für die Funktion des Betriebes von Bedeutung sind; auf das 
Vorhandensein erheblicher stiller Reserven kommt es nicht an.  
 
I. Übertragung des gesamten Mitunternehmeranteils (§ 6 Absatz 3 Satz 
1 1. Halbsatz EStG)  
 
1. Übertragung unter Vorbehalt eines Nießbrauchrechts  
 
7 
Erfolgt die Übertragung eines Mitunternehmeranteils unter Vorbehalt eines 
Nießbrauchrechts und wird der neue Gesellschafter Mitunternehmer, steht 
der Nießbrauchsvorbehalt der Buchwertfortführung nach § 6 Absatz 3 EStG 
nicht entgegen. Die Grundsätze des zu Einzelbetrieben mit gewerblichen 
Einkünften nach § 15 EStG ergangenen BFH-Urteils vom 25. Januar 2017 
(X R 59/14, BStBl 2019 II S. xxx) gelten nicht für die Übertragung von Mit-
unternehmeranteilen. Dagegen ist die unentgeltliche Übertragung eines im 
Ganzen verpachteten gewerblichen Einzelunternehmens unter Vorbehalt ei-
nes Nießbrauchrechts kein von § 6 Absatz 3 EStG erfasster Vorgang (BFH-
Urteil vom 25. Januar 2017, X R 59/14, BStBl 2019 II S. xxx).  
 
2. Behandlung von funktional wesentlichem Sonderbetriebsvermögen  
 
8 
Wird der gesamte Anteil des Mitunternehmers an der Gesellschaft übertra-
gen, setzt § 6 Absatz 3 Satz 1 EStG vorbehaltlich der nachfolgenden Aus-
führungen in Rn. 10 bis 15 voraus, dass neben dem Anteil am Gesamthands-
vermögen auch sämtliche Wirtschaftsgüter des Sonderbetriebsvermögens, 
die im Zeitpunkt der Übertragung für die Funktion des Betriebes von Bedeu-
tung sind (im Folgenden funktional wesentliches Sonderbetriebsvermögen 
genannt), übertragen werden.  
 
9 
Wird im Zeitpunkt der Übertragung des Anteils am Gesamthandsvermögen 
funktional wesentliches Sonderbetriebsvermögen zurückbehalten und zeit-
gleich oder taggleich in das Privatvermögen des Übertragenden überführt, 
ist eine Buchwertfortführung nach § 6 Absatz 3 Satz 1 EStG nicht zulässig, 
weil sich das funktional wesentliche Sonderbetriebsvermögen zum Zeit-
punkt der Entnahme noch im Betriebsvermögen des Übertragenden befand 
und bei einer derartigen Konstellation gerade nicht alle im Übertragungs-
zeitpunkt noch vorhandenen wesentlichen Betriebsgrundlagen des vorhan-
denen Betriebs nach § 6 Absatz 3 Satz 1 EStG übertragen werden (vgl. hierzu 
das BFH-Urteil vom 29. November 2017, I R 7/16, BStBl 2019 II S. xxx). 
Es liegt in diesem Fall insgesamt grundsätzlich eine tarifbegünstigte Auf-
gabe des gesamten Mitunternehmeranteils vor (BFH-Beschluss vom 31. Au-
gust 1995, VIII B 21/93, BStBl II S. 890). Die stillen Reserven im Gesamt-
handsvermögen und im Sonderbetriebsvermögen sind aufzudecken. § 6 Ab-
satz 3 Satz 2 EStG ist nicht anwendbar, da der Übertragende mit der Über-
tragung des (gesamten) Anteils am Gesamthandsvermögen nicht mehr Mit-
unternehmer ist.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
6 
Wird anlässlich der Übertragung des Anteils am Gesamthandsvermögen 
funktional wesentliches Sonderbetriebsvermögen nach § 6 Abs. 5 Satz 3 
EStG zum Buchwert übertragen oder nach § 6 Abs. 5 Sätze 1 und 2 EStG in 
ein anderes Betriebsvermögen/Sonderbetriebsvermögen des Steuerpflichti-
gen überführt, findet § 6 Abs. 3 Satz 1 EStG auf die Übertragung des Anteils 
am Gesamthandsvermögen keine Anwendung. Der sich aus der Übertragung 
des Anteils am Gesamthandsvermögen ergebende Gewinn ist nicht nach §§ 
16, 34 EStG begünstigt (BFH-Urteile vom 19. März 1991 - BStBl II S. 635 
und vom 2. Oktober 1997 - BStBl 1998 II S. 104). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

3. Keine Gesamtplanbetrachtung bei Anwendung von § 6 Absatz 3 und 
§ 6 Absatz 5 EStG  
 
a) Umstrukturierung und Überführung oder Übertragung  
 
10 
Wird im Zeitpunkt der Übertragung des Anteils am Gesamthandsvermögen 
funktional wesentliches Betriebsvermögen/Sonderbetriebsvermögen nach § 
6 Absatz 5 Satz 3 EStG zum Buchwert übertragen oder nach § 6 Absatz 5 
Satz 1 oder Satz 2 EStG in ein anderes Betriebsvermögen/Sonderbetriebs-
vermögen des Steuerpflichtigen überführt, ist § 6 Absatz 3 Satz 1 EStG 
gleichwohl auf die Übertragung des reduzierten Mitunternehmeranteils an-
wendbar.  
Die gleichzeitige Anwendung der beiden Buchwertprivilegien nach § 6 Ab-
satz 5 EStG Auslagerung von funktional wesentlichem Betriebsvermö-
gen/Sonderbetriebsvermögen) und § 6 Absatz 3 EStG ist möglich, denn es 
steht der Anwendung des § 6 Absatz 3 EStG nicht entgegen, dass im Zeit-
punkt der Übertragung nach § 6 Absatz 3 EStG zum Betriebsvermögen/Son-
derbetriebsvermögen der Mitunternehmerschaft gehörende Wirtschaftsgüter 
zeitgleich oder taggleich nach § 6 Absatz 5 EStG überführt oder übertragen 
werden (BFH-Urteile vom 2. August 2012, IV R 41/11, BStBl 2019 II S. 
xxx und vom 12. Mai 2016, IV R 12/15, BStBl 2019 II S. xxx).  
 
11 
Die gleichzeitige Anwendung der beiden Buchwertprivilegien darf jedoch 
keine Betriebszerschlagung zur Folge haben. Vielmehr muss auch nach Aus-
lagerung von funktional wesentlichem Betriebsvermögen/Sonderbetriebs-
vermögen noch weiterhin eine funktionsfähige betriebliche Einheit bestehen 
und die Besteuerung der stillen Reserven sichergestellt sein. § 6 Absatz 3 
EStG ist demnach auch als eine Regelung der Umstrukturierung zu verste-
hen, welche mit der Umstrukturierungsnorm des § 6 Absatz 5 EStG auf einer 
Ebene steht (BFH-Urteile vom 2. August 2012, IV R 41/11, BStBl 2019 II 
S. xxx und vom 12. Mai 2016, IV R 12/15, BStBl 2019 II S. xxx). Das Er-
fordernis der Sicherstellung der Besteuerung der stillen Reserven ist sowohl 
in § 6 Absatz 5 EStG als auch in § 6 Absatz 3 EStG i. d. F. des Gesetzes zur 
Umsetzung der Änderungen der EU-Amtshilferichtlinie und von weiteren 
Maßnahmen gegen Gewinnkürzungen und -verlagerungen vom 20. Dezem-
ber 2016 (BStBl 2017 I S. 5) enthalten.  
 
b) Funktionsfähige betriebliche Einheit versus Betriebszerschlagung  
 
12 
Die gleichzeitige (parallele) Anwendung der Buchwertprivilegien nach § 6 
Absatz 5 und § 6 Absatz 3 EStG zu Buchwerten kommt dagegen nicht in 
Betracht, wenn nach der Auslagerung von funktional wesentlichem Be-
triebsvermögen/Sonderbetriebsvermögen gem. § 6 Absatz 5 EStG keine 
funktionsfähige betriebliche Einheit mehr besteht. Für die Buchwertfortfüh-
rung gem. § 6 Absatz 3 EStG ist deshalb jeweils zeitpunktbezogen zu prüfen, 
ob auch nach der Auslagerung gem. § 6 Absatz 5 EStG noch eine funktions-
fähige betriebliche Einheit nach § 6 Absatz 3 EStG übertragen werden kann. 
Voraussetzung hierfür ist, dass das nach der Auslagerung von Betriebsver-
mögen/Sonderbetriebsvermögen gem. § 6 Absatz 5 EStG noch verbleibende 
„Restbetriebsvermögen“ für sich gesehen wirtschaftlich lebensfähig ist und 
dieses weiterhin alle Merkmale eines Betriebs oder Teilbetriebs i. S. d. § 16 
EStG erfüllt. Stellt das nach der Auslagerung gem. § 6 Absatz 5 EStG ver-
bleibende „Restbetriebsvermögen“ keine funktionsfähige betriebliche Ein-
heit mehr dar, liegt hinsichtlich des verbleibenden „Restbetriebsvermögens“ 
eine Betriebszerschlagung und damit grundsätzlich eine nicht nach § 16 Ab-
satz 4, § 34 EStG steuerbegünstigte Betriebsaufgabe vor, da eine im zeitli-
chen und sachlichen Zusammenhang stehende Übertragung oder Überfüh-
rung einer wesentlichen Betriebsgrundlage zu Buchwerten nach § 6 Absatz 
5 EStG die Inanspruchnahme der Vergünstigungen nach § 16 Absatz 4, § 34 
EStG ausschließt (vgl. hierzu auch Rn. 16). Eine wirtschaftliche Zerschla-
gung des bisherigen Betriebs im Sinne einer Betriebsaufgabe gem. § 16 
EStG ist aber nicht allein deshalb anzunehmen, weil das Buchwertprivileg 
auch für die unentgeltliche Übertragung einer bis zum Übertragungszeit-
punkt verkleinerten betrieblichen Einheit zu gewähren ist.  
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
7 
Wird im zeitlichen und sachlichen Zusammenhang mit der Übertragung des 
Mitunternehmeranteils (sog. Gesamtplanrechtsprechung, BFH-Urteil vom 6. 
September 2000, BStBl 2001 II S. 229) funktional wesentliches Sonderbe-
triebsvermögen entnommen oder (z.B. nach § 6 Abs. 5 EStG) zum Buchwert 
in ein anderes Betriebsvermögen überführt oder übertragen, kann der Anteil 
am Gesamthandsvermögen nicht nach § 6 Abs. 3 EStG zum Buchwert über-
tragen werden. Die in dem Mitunternehmeranteil enthaltenen stillen Reser-
ven sind in den Fällen, in denen das Sonderbetriebsvermögen zum Buchwert 
überführt oder übertragen wird, als laufender Gewinn zu versteuern, soweit 
ein Buchwertansatz nicht in Betracht kommt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beispiel: 
Vater V war Kommanditist bei der X-KG, an die er ein Grundstück (wesent-
liche Betriebsgrundlage) vermietet hatte. V übertrug im Juli 2003 seinen 
Kommanditanteil unentgeltlich auf seinen Sohn S. Bereits im März 2003 
hatte V das Grundstück nach § 6 Abs. 5 Satz 3 Nr. 2 EStG zum Buchwert 
auf die von ihm neu gegründete gewerblich geprägte Y-GmbH & Co KG 
übertragen.  
Die Buchwertübertragung des Grundstücks ist nach der sog. Gesamtplan-
rechtsprechung im Zusammenhang mit der Übertragung des Kommanditan-
teils nach § 6 Abs. 3 EStG zu beurteilen. Die Voraussetzungen für eine 
Buchwertübertragung nach § 6 Abs. 3 EStG liegen danach nicht vor, weil 
das Grundstück (wesentliche Betriebsgrundlage im Sonderbetriebsvermö-
gen) nicht an den Sohn übertragen wurde. Ein Anwendungsfall von § 6 Abs. 
3 Satz 2 EStG (unschädliches Zurückbehalten einer wesentlichen Betriebs-
grundlage) liegt nicht vor, weil das Grundstück nicht mehr Sonderbetriebs-
vermögen der X-KG ist, sondern zum Betriebsvermögen der Y-GmbH & Co 
KG gehört. V muss deshalb die stillen Reserven in seinem Kommanditanteil 
im Jahr 2003 als laufenden Gewinn versteuern. Der (zwingende) Buchwert-
ansatz für das auf die GmbH & Co KG übertragene Grundstück wird hiervon 
nicht berührt. – 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

c) Aufdeckung der stillen Reserven im Betriebsvermögen/Sonderbetriebs-
vermögen  
 
13 
Wird aufgrund einheitlicher Planung zeitlich vor der Übertragung des Mit-
unternehmeranteils funktional wesentliches Betriebsvermögen/Sonderbe-
triebsvermögen unter Aufdeckung der stillen Reserven entweder entnom-
men (z. B. durch unentgeltliche Übertragung auf einen Angehörigen) oder 
zum gemeinen Wert veräußert, kann der Mitunternehmeranteil gleichwohl 
nach § 6 Absatz 3 EStG zum Buchwert übertragen werden, sofern es sich 
bei dem verbleibenden „Restbetriebsvermögen“ weiterhin um eine funkti-
onsfähige betriebliche Einheit handelt (BFH-Urteil vom 9. Dezember 2014, 
IV R 29/14, BStBl 2019 II S. xxx). § 6 Absatz 3 EStG ist hier also nur dann 
anwendbar, wenn funktional wesentliches Betriebsvermögen/Sonderbe-
triebsvermögen bereits vor dem Zeitpunkt der Übertragung des Mitunterneh-
meranteils entweder veräußert oder entnommen wurde.  
Zeitgleiche oder taggleiche Veräußerungen oder Entnahmen sind dagegen - 
mit Ausnahme von Überführungen und Übertragungen nach § 6 Absatz 5 
EStG - für eine Buchwertfortführung nach § 6 Absatz 3 EStG schädlich 
(siehe hierzu auch Rn. 9 sowie BFH-Urteil vom 29. November 2017, I R 
7/16, BStBl 2019 II S. xxx).  
 
d) Beispiel:  
 
14 
Vater V war Kommanditist bei der X-KG, an die er ein Grundstück (wesent-
liche Betriebsgrundlage) vermietet hatte. V übertrug im Juli 2018 seinen ge-
samten Kommanditanteil unentgeltlich auf seinen Sohn S. Bereits im März 
2018 hatte V das Grundstück nach § 6 Absatz 5 Satz 3 Nummer 2 EStG zum 
Buchwert auf die von ihm neu gegründete gewerblich geprägte Y-GmbH & 
Co KG übertragen.  
Die Voraussetzungen für eine Buchwertübertragung des Kommanditanteils 
nach § 6 Absatz 3 EStG liegen hier vor, auch wenn das Grundstück (wesent-
liche Betriebsgrundlage im Sonderbetriebsvermögen) zuvor nach § 6 Absatz 
5 Satz 3 Nummer 2 EStG auf die Y-GmbH & Co KG ausgelagert und des-
halb nicht ebenfalls an den Sohn übertragen wurde, weil nach den BFH-Ur-
teilen vom 2. August 2012 -IV R 41/11- (BStBl 2019 II S. xxx) und vom 12. 
Mai 2016 -IV R 12/15 - (BStBl 2019 II S. xxx) eine gleichzeitige Anwen-
dung der Buchwertprivilegien des § 6 Absatz 3 und des § 6 Absatz 5 EStG 
möglich ist.  
 
 
 
 
 
 
e) Zeitlich gestreckte Aufgabe eines Mitunternehmeranteils (§§ 16, 34 
EStG)  
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Die Aufgabe einer betrieblichen Einheit und damit auch eines Mitunterneh-
meranteils kann in mehreren Schritten zeitlich gestreckt als einheitlicher 
Vorgang i. S. d. §§ 16, 34 EStG erfolgen. Danach liegt eine Betriebsaufgabe 
i. S. d. § 16 Absatz 3 EStG vor, wenn der Steuerpflichtige den Entschluss 
gefasst hat, seine betriebliche Tätigkeit einzustellen und seinen Betrieb als 
selbständigen Organismus des Wirtschaftslebens aufzulösen, und wenn er in 
Ausführung dieses Entschlusses alle wesentlichen Betriebsgrundlagen in ei-
nem einheitlichen Vorgang innerhalb kurzer Zeit (hier gilt eine Frist von bis 
zu 18 Monaten) an verschiedene Abnehmer veräußert, überträgt oder in das 
Privatvermögen überführt. In diesen Fällen entsteht ein insgesamt nach §§ 
16, 34 EStG steuerbegünstigter Gewinn (vgl. hierzu BFH-Urteile vom 19. 
Mai 2005, IV R 17/02, BStBl II S. 637 und vom 30. August 2007, IV R 5/06, 
BStBl 2008 II S. 113).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. Übertragung von funktional nicht wesentlichem Sonderbetriebsver-
mögen 
 
8 
Wird anlässlich der Übertragung des Anteils am Gesamthandsvermögen 
funktional nicht wesentliches Sonderbetriebsvermögen entnommen oder 
nach § 6 Abs. 5 EStG zum Buchwert in ein anderes Betriebsvermögen über-
führt oder übertragen, steht dies der Anwendung des § 6 Abs. 3 Satz 1 EStG 
im Hinblick auf die Übertragung des Mitunternehmeranteils nicht entgegen. 
Wird dieses Sonderbetriebsvermögen entnommen, entsteht insoweit ein lau-
fender Gewinn (BFH-Urteil vom 29. Oktober 1987 - BStBl 1988 II S. 374). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

4. Weitere Anwendung des Gesamtplangedankens bei § 16 Absatz 4 und 
§ 34 EStG  
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Abweichend von den Aussagen unter 3. ist übereinstimmend mit der BFH-
Rechtsprechung der Gedanke des Gesamtplans im Rahmen der Gewährung 
der Steuervergünstigungen nach § 16 Absatz 4 und § 34 EStG auch weiterhin 
anzuwenden. Der Gesamtplangedanke dient in diesem Bereich der Verwirk-
lichung des Zwecks der Vergünstigungen nach § 16 Absatz 4 und § 34 EStG, 
die zusammengeballte Realisierung der während vieler Jahre entstandenen 
stillen Reserven nicht ungemildert dem progressiven Einkommensteuertarif 
zu unterwerfen (siehe BFH-Urteil vom 17. Dezember 2014, IV R 57/11, 
BStBl 2015 II S. 536). Außerdem sind bei der Prüfung der Vergünstigungen 
nach § 16 Absatz 4 und § 34 EStG auch funktional nicht wesentliche Wirt-
schaftsgüter mit stillen Reserven zu berücksichtigen. 
Stellt das nach der Auslagerung verbleibende „Restbetriebsvermögen“ keine 
funktionsfähige betriebliche Einheit mehr dar, liegt hinsichtlich des verblei-
benden „Restbetriebsvermögens “ eine Betriebszerschlagung und damit eine 
Betriebsaufgabe gem. § 16 EStG vor. Eine derartige Betriebszerschlagung 
führt zu einer nicht steuerbegünstigten Betriebsaufgabe i. S. d. § 16 Absatz 
4 und § 34 EStG, da eine im zeitlichen und sachlichen Zusammenhang ste-
hende Übertragung oder Überführung einer wesentlichen Betriebsgrundlage 
zu Buchwerten nach § 6 Absatz 5 EStG die Inanspruchnahme der Vergüns-
tigungen nach § 16 Absatz 4 und § 34 EStG mangels Aufdeckung aller stiller 
Reserven ausschließt.  
 
5. Behandlung von funktional nicht wesentlichem Sonderbetriebsver-
mögen  
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Wird im Zeitpunkt der Übertragung des Anteils am Gesamthandsvermögen 
funktional nicht wesentliches Sonderbetriebsvermögen entnommen oder 
nach § 6 Absatz 5 EStG zum Buchwert in ein anderes Betriebsvermögen 
überführt oder übertragen, steht dies der Anwendung des § 6 Absatz 3 Satz 
1 EStG im Hinblick auf die Übertragung des Mitunternehmeranteils eben-
falls nicht entgegen. Wird dieses Sonderbetriebsvermögen entnommen, ent-
steht insoweit grundsätzlich ein laufender Gewinn (BFH-Urteil vom 29. Ok-
tober 1987, IV R 93/85, BStBl 1988 II S. 374).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



II. Übertragung eines Teils eines Mitunternehmeranteils 
 
 
 
 
 
 
 
1. Übertragung bei funktional wesentlichem Sonderbetriebsvermögen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) quotale Übertragung eines Teils des Anteils am Gesamthandsvermögen 
und eines Teils des Sonderbetriebsvermögens (§ 6 Abs. 3 Satz 1 2. HS EStG) 
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§6 Abs. 3 Satz 1 EStG ist im Falle der unentgeltlichen Übertragung eines 
Teils eines Anteils am Gesamthandsvermögen bei gleichzeitigem Vorhan-
densein von funktional wesentlichem Sonderbetriebsvermögen nur anwend-
bar, soweit das funktional wesentliche Sonderbetriebsvermögen in demsel-
ben Verhältnis übergeht, in dem der übertragene Teil des Anteils am Ge-
samthandsvermögen zum gesamten Anteil am Gesamthandsvermögen steht 
(vgl. BFH-Urteil vom 24. August 2000 - BStBl 2005 II S. ...). Umfasst das 
Sonderbetriebsvermögen mehrere Wirtschaftsgüter, z.B. Grundstücke, müs-
sen alle funktional wesentlichen Wirtschaftsgüter anteilig übertragen wer-
den. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

II. Übertragung eines Teils eines Mitunternehmeranteils  
 
1. Übertragung unter Vorbehalt eines Nießbrauchsrechts  
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Rn. 7 Satz 1 gilt entsprechend für die Übertragung eines Teils eines Mitun-
ternehmeranteils.  
 
2. Übertragung bei funktional wesentlichem Sonderbetriebsvermögen  
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Die unter I. dargestellten Grundsätze zur Anwendung der BFH-Urteile vom 
2. August 2012 IV R 41/11- (BStBl 2019 II S. xxx), vom 12. Mai 2016 -IV 
R 12/15 - (BStBl 2019 II S. xxx) und vom 9. Dezember 2014 -IV R 29/14 - 
(BStBl 2019 II S. xxx) zur Übertragung des gesamten Anteils am Gesamt-
handsvermögen einer Personengesellschaft sind bei der Übertragung eines 
Teils des Anteils am Gesamthandsvermögen einer Personengesellschaft ent-
sprechend anzuwenden. Im Übrigen gilt hier Folgendes:  
 
a) Quotale Übertragung eines Teils des Anteils am Gesamthandsvermögen 
und eines Teils des Sonderbetriebsvermögens (§ 6 Absatz 3 Satz 1 2. Halb-
satz EStG)  
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§ 6 Absatz 3 Satz 1 EStG ist im Falle der unentgeltlichen Übertragung eines 
Teils eines Anteils am Gesamthandsvermögen bei gleichzeitigem Vorhan-
densein von funktional wesentlichem Sonderbetriebsvermögen auch dann 
anwendbar, soweit das funktional wesentliche Sonderbetriebsvermögen 
quotal nicht in demselben Verhältnis übergeht, in dem der übertragene Teil 
des Anteils am Gesamthandsvermögen zum gesamten Anteil am Gesamt-
handsvermögen steht (vgl. BFH-Urteil vom 24. August 2000, IV R 51/98, 
BStBl 2005 II S. 173). Umfasst das Sonderbetriebsvermögen mehrere Wirt-
schaftsgüter, z. B. Grundstücke, müssen deshalb nicht alle funktional we-
sentlichen Wirtschaftsgüter anteilig mit übertragen werden.  
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Gem. BFH-Urteil vom 2. August 2012 -IV R 41/11 - (BStBl 2019 II S. xxx) 
wird für die Fälle der Übertragung eines Teils eines Mitunternehmeranteils 
bei gleichzeitigem Vorhandensein von funktional wesentlichem Sonderbe-
triebsvermögen eine rein wertmäßige (rechnerische) Betrachtung vorgenom-
men. Eines Wertgutachtens bedarf es nicht, wenn das funktional wesentliche 
Sonderbetriebsvermögen in demselben Verhältnis übergeht, in dem der 
übertragene Teil des Anteils am Gesamthandsvermögen zum gesamten An-
teil am Gesamthandsvermögen steht.  
 
22 
Die Voraussetzungen des § 6 Absatz 3 Satz 2 EStG sind (nur) dann erfüllt, 
wenn nicht mindestens ein Anteil am Sonderbetriebsvermögen übertragen 
wird, der dem übertragenen Teil des Anteils am Gesamthandsvermögen des 
Übertragenden entspricht; nur dann liegt eine unterquotale Übertragung i. S. 
d. § 6 Absatz 3 Satz 2 EStG vor.  
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Beispiel 1:  
Vater V ist alleiniger Kommanditist der V GmbH & Co. KG. Die V GmbH 
ist als Komplementärin nicht am Vermögen der KG beteiligt. Für ihren Be-
trieb überlässt V der KG zwei Grundstücke (wesentliche Betriebsgrundla-
gen), nämlich das Grundstück 1 mit aufstehender Produktionshalle sowie 
das Grundstück 2 mit aufstehendem Bürogebäude und angeschlossenem La-
gerplatz. Beide Grundstücke haben den identischen Teilwert von 3 Mio. 
Euro. V überträgt nun auf seinen Sohn S neben dem hälftigen Kommandi-
tanteil das ganze Grundstück 1. Grundstück 2 behält er hingegen vollständig 
zurück. Wertmäßig betrachtet kommt es damit weder zu einer unter- noch 
zu einer überquotalen Übertragung von Sonderbetriebsvermögen. Diese 
Vorgehensweise führt daher im rechnerischen Ergebnis zu einer quotalen 
Übertragung und deshalb nicht zur Aufdeckung von stillen Reserven in dem 
vorhandenen Sonderbetriebsvermögen (hier also die Grundstücke 1 und 2). 
Die Behaltefrist nach § 6 Absatz 3 Satz 2 EStG kommt nicht zur Anwen-
dung, weil V wertmäßig einen Anteil am Sonderbetriebsvermögen überträgt, 
der dem übertragenen Teil des Anteils am Gesamthandsvermögen des Über-
tragenden entspricht.  
Diese Grundsätze gelten für den Fall der unentgeltlichen Aufnahme einer 
natürlichen Person in ein Einzelunternehmen entsprechend.  
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) disquotale Übertragung von Gesamthandsvermögen und Sonderbetriebs-
vermögen 
 
aa) Übertragung eines Teils des Anteils am Gesamthandsvermögen unter 
gleichzeitiger Zurückbehaltung von Sonderbetriebsvermögen (unterquotale 
Übertragung - § 6 Abs. 3 Satz 2 EStG) 
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Wird anlässlich der Teilanteilsübertragung von Gesamthandsvermögen 
funktional wesentliches Sonderbetriebsvermögen nicht oder in geringerem 
Umfang (unterquotal) übertragen, als es dem übertragenen Teil des Anteils 
am Gesamthandsvermögen entspricht, liegt insgesamt eine Übertragung 
nach § 6 Abs. 3 Satz 2 EStG vor. 
 
 
 
11 
Voraussetzung für die Buchwertübertragung ist, dass der Übernehmer den 
übernommenen Mitunternehmeranteil über einen Zeitraum von mindestens 
fünf Jahren nicht veräußert oder aufgibt. Der Veräußerung des Mitunterneh-
meranteils steht die Veräußerung nur des Anteils am Gesamthandsvermögen 
oder eines Teils davon und/oder des mit dem Mitunternehmeranteil über-
nommenen funktional wesentlichen Sonderbetriebsvermögens oder eines 
Teils davon innerhalb der 5-Jahresfrist gleich. Bezogen auf den ursprüngli-
chen Übertragungsvorgang liegen die Voraussetzungen für die Buchwer-
tübertragung nicht mehr vor. Für die gesamte Übertragung nach § 6 Abs. 3 
Satz 2 EStG sind rückwirkend auf den ursprünglichen Übertragungsstichtag 
die Teilwerte anzusetzen (§ 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO). Der dabei beim 
Übertragenden entstehende Gewinn ist laufender Gewinn (§ 16 Abs. 1 Satz 
2 i.V.m. § 16 Abs. 3 EStG). Für die Berechnung der Behaltefrist ist grund-
sätzlich auf den Übergang des wirtschaftlichen Eigentums hinsichtlich des 
übernommenen Mitunternehmeranteils (= Übergang von Nutzen und Las-
ten) abzustellen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
12 
War der Übernehmer bereits vor der unentgeltlichen Teilanteilsübertragung 
Mitunternehmer dieser Mitunternehmerschaft, ist von einer Veräußerung o-
der Entnahme des übernommenen Anteils erst auszugehen, wenn der Anteil 
der Beteiligung nach der Veräußerung oder Entnahme des (Teil) Mitunter-
nehmeranteils unter dem Anteil der übernommenen Beteiligung liegt oder 
das mit dem Mitunternehmeranteil übernommene funktional wesentliche 
Sonderbetriebsvermögen innerhalb der 5-Jahresfrist veräußert oder entnom-
men wird.  
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Beispiel 2: 
Vater V erzielt aus seinem Einzelunternehmen Einkünfte aus Gewerbebe-
trieb nach § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 EStG. Im Betriebsvermögen des 
V befinden sich zwei Grundstücke (wesentliche Betriebsgrundlagen), näm-
lich das Grundstück 1 mit aufstehender Produktionshalle sowie das Grund-
stück 2 mit aufstehendem Bürogebäude und angeschlossenem Lagerplatz. 
Beide Grundstücke haben den identischen Teilwert von 3 Mio. Euro. V 
nimmt seinen Sohn S unentgeltlich in sein Einzelunternehmen auf und S er-
hält einen Vermögensanteil von 50 % am Betriebsvermögen. Abweichend 
davon erhält S das Alleineigentum am Grundstück 1 und V bleibt dafür Al-
leineigentümer des Grundstücks 2. Wertmäßig betrachtet kommt es damit 
weder zu einer unter- noch zu einer überquotalen Begründung von Sonder-
betriebsvermögen. Dieses Vorgehen führt daher im rechnerischen Ergebnis 
zu einer quotalen Aufnahme des S. Die Behaltefrist nach § 6 Absatz 3 Satz 
2 EStG kommt auch hier nicht zur Anwendung.  
 
b) Disquotale Übertragung von Gesamthandsvermögen und Sonderbetriebs-
vermögen  
 
aa) Übertragung eines Teils des Anteils am Gesamthandsvermögen unter 
gleichzeitiger Zurückbehaltung von Sonderbetriebsvermögen (unterquotale 
Übertragung – § 6 Absatz 3 Satz 2 EStG)  
 
25 
Wird im Zeitpunkt der unentgeltlichen Aufnahme einer natürlichen Person 
in ein Einzelunternehmen oder der unentgeltlichen Übertragung eines Teils 
des Anteils am Gesamthandsvermögen funktional wesentliches Betriebsver-
mögen/Sonderbetriebsvermögen nicht oder in geringerem Umfang (unter-
quotal) übertragen, als es dem übertragenen Teil des Einzelunternehmens 
oder des Anteils am Gesamthandsvermögen entspricht, liegt insgesamt eine 
Übertragung nach § 6 Absatz 3 Satz 2 EStG vor.  
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Voraussetzung für die Buchwertübertragung ist dann, dass der Übernehmer 
den übernommenen Mitunternehmeranteil über einen Zeitraum von mindes-
tens fünf Jahren nicht veräußert oder aufgibt. Der Veräußerung des Mitun-
ternehmeranteils steht die Veräußerung nur des Anteils am Gesamthands-
vermögen oder eines Teils davon und/oder des mit dem Mitunternehmeran-
teil übernommenen funktional wesentlichen Sonderbetriebsvermögens oder 
eines Teils davon innerhalb der Fünf-Jahresfrist gleich. Veräußert der 
Rechtsnachfolger den übernommenen Mitunternehmeranteil -oder einen 
Teil davon - oder gibt er den Mitunternehmeranteil innerhalb der Behaltefrist 
auf, liegen in Bezug auf den ursprünglichen Übertragungsvorgang die Vo-
raussetzungen für die Buchwertübertragung nach § 6 Absatz 3 Satz 2 EStG 
nicht mehr vor. Für die gesamte Übertragung sind dann rückwirkend auf den 
ursprünglichen Übertragungsstichtag die Teilwerte anzusetzen (§ 175 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 2 AO). Der dabei beim Übertragenden entstehende 
Gewinn ist laufender Gewinn (§ 16 Absatz 1 Satz 2 i. V. m. § 16 Absatz 3 
EStG). Für die Berechnung der Behaltefrist ist grundsätzlich auf den Über-
gang des wirtschaftlichen Eigentums hinsichtlich des übernommenen Mit-
unternehmeranteils (= Übergang von Nutzen und Lasten) abzustellen. Die 
Behaltefrist endet spätestens dann, wenn dem Rechtsnachfolger neben dem 
Teil des Anteils auch der restliche Bruchteil des Anteils am Gesamthands-
vermögen übertragen wird (BFH-Urteil vom 2. August 2012, IV R 41/11, 
BStBl 2019 II S. xxx).  
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War der Übernehmer bereits vor der unentgeltlichen Übertragung des Teils 
des Anteils Mitunternehmer dieser Mitunternehmerschaft, ist von einer Ver-
äußerung des übernommenen Anteils erst auszugehen, wenn der Anteil der 
Beteiligung nach der Veräußerung des Teils des Mitunternehmeranteils un-
ter dem Anteil der übernommenen Beteiligung liegt oder das mit dem Mit-
unternehmeranteil übernommene funktional wesentliche Sonderbetriebsver-
mögen innerhalb der Fünf-Jahresfrist veräußert oder entnommen wird.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Beispiel: 
V und S sind jeweils zu 50 % an einer OHG beteiligt. V überträgt unentgelt-
lich einen Teil seines Gesellschaftsanteils auf S, behält sein Sonderbetriebs-
vermögen aber zurück, so dass V jetzt zu 25 % und S zu 75 % an der OHG 
beteiligt sind. S reduziert innerhalb der 5-Jahresfrist seine Beteiligung auf 
20 % und veräußert entsprechend einen Teil seines Mitunternehmeranteils. 
  
 
Es liegt eine Übertragung von V auf S nach § 6 Abs. 3 Satz 2 EStG vor, bei 
der die Behaltefristen zu beachten sind. Da der Anteil des S nach der Veräu-
ßerung (20 %) unter dem Anteil der übernommenen Beteiligung (25 %) 
liegt, hat er auch einen Teil des übernommenen Mitunternehmeranteils ver-
äußert. Für die ursprüngliche Übertragung von V auf S ist damit insgesamt 
§ 6 Abs. 3 EStG nicht anwendbar (Tz. 11). Für die gesamte Übertragung 
nach § 6 Abs. 3 Satz 2 EStG sind rückwirkend auf den ursprünglichen Über-
tragungsstichtag die Teilwerte anzusetzen (§ 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO). 
Der dabei beim V entstehende Gewinn ist laufender Gewinn (§ 16 Abs. 1 
Satz 2 i.V.m. § 16 Abs. 3 EStG). 
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Eine Veräußerung ist grundsätzlich auch eine Einbringung nach den §§ 20, 
24 UmwStG unabhängig davon, ob die Buchwerte, Teilwerte oder Zwi-
schenwerte angesetzt werden. Als Veräußerung gilt auch ein Formwechsel 
nach § 25 UmwStG. Überträgt der Rechtsnachfolger einzelne Wirtschafts-
güter des übernommenen Sonderbetriebsvermögens gegen Gewährung von 
Gesellschaftsrechten nach § 6 Abs. 5 EStG auf einen Dritten, liegt auch eine 
Veräußerung vor. Wird der nach § 6 Abs. 3 Satz 2 übertragene Mitunterneh-
mer(teil)anteil vom Übernehmer zu einem späteren Zeitpunkt zu Buchwer-
ten nach § 20 UmwStG in eine Kapitalgesellschaft oder zu Buchwerten nach 
§ 24 UmwStG in eine Personengesellschaft eingebracht, liegt - abweichend 
vom oben genannten Grundsatz - keine schädliche Veräußerung im Sinne 
des § 6 Abs. 3 Satz 2 EStG vor, wenn der Einbringende die hierfür erhaltene 
Beteiligung an der Kapitalgesellschaft oder den erhaltenen Mitunternehmer-
anteil über einen Zeitraum von mindestens fünf Jahren - beginnend mit der 
ursprünglichen Übertragung des Mitunternehmeranteils nach § 6 Abs. 3 Satz 
2 EStG - nicht veräußert oder aufgibt und die Kapitalgesellschaft oder die 
Personengesellschaft den eingebrachten Mitunternehmeranteil oder die ein-
gebrachten Wirtschaftsgüter innerhalb der genannten Frist nicht veräußert. 
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Eine unentgeltliche Weiterübertragung ist unschädlich; dabei geht die Be-
haltefrist jedoch auf den Rechtsnachfolger über. Dem Rechtsnachfolger ist 
die Behaltedauer des Übertragenden anzurechnen 
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Voraussetzung für die Buchwertübertragung ist außerdem, dass das zurück-
behaltene Betriebsvermögen weiterhin zum Betriebsvermögen derselben 
Mitunternehmerschaft gehört.  
Wird das zurückbehaltene Sonderbetriebsvermögen aufgrund eines Gesamt-
planes im Zusammenhang mit der unentgeltlichen Aufnahme einer natürli-
chen Person in ein bestehendes Einzelunternehmen oder der unentgeltlichen 
Übertragung eines Teils eines Mitunternehmeranteils entnommen oder ver-
äußert, ist eine Buchwertübertragung nicht möglich. 
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Beispiel: 
Vater V und Sohn S sind jeweils zu 50 % an einer OHG beteiligt. V überträgt 
unentgeltlich einen Teil seines Gesellschaftsanteils auf S, behält sein Son-
derbetriebsvermögen aber zurück, so dass V jetzt zu 25 % und S zu 75 % an 
der OHG beteiligt sind. S reduziert innerhalb der Fünf-Jahresfrist seine Be-
teiligung auf 20 % und veräußert entsprechend einen Teil seines Mitunter-
nehmeranteils.  
 
Es liegt eine unterquotale Übertragung von V auf S nach § 6 Absatz 3 Satz 
2 EStG vor, bei der die Behaltefrist zu beachten ist. Da der Anteil des S nach 
der Veräußerung (20 %) unter dem Anteil der übernommenen Beteiligung 
(25 %) liegt, hat er auch einen Teil des übernommenen Mitunternehmeran-
teils veräußert. Für die ursprüngliche Übertragung von V auf S ist damit ins-
gesamt § 6 Absatz 3 EStG nicht anwendbar (Rn. 26). Für die gesamte Über-
tragung sind rückwirkend auf den ursprünglichen Übertragungsstichtag die 
Teilwerte anzusetzen (§ 6 Absatz 3 Satz 2 EStG, § 175 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 AO). Der bei V entstehende Gewinn ist laufender Gewinn (§ 16 Ab-
satz 1 Satz 2 i. V. m. § 16 Absatz 3 EStG).  
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Eine Veräußerung i. S. d. § 6 Absatz 3 Satz 2 EStG ist grundsätzlich auch 
eine Einbringung nach den §§ 20 oder 24 UmwStG, unabhängig davon, ob 
die Buchwerte, gemeinen Werte oder Zwischenwerte angesetzt werden. Als 
Veräußerung gilt auch ein Formwechsel nach § 25 UmwStG. Überträgt der 
Rechtsnachfolger einzelne Wirtschaftsgüter des übernommenen Sonderbe-
triebsvermögens gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten nach § 6 Ab-
satz 5 Satz 3 EStG auf einen Dritten, liegt auch eine Veräußerung vor. Wird 
der nach § 6 Absatz 3 Satz 2 EStG übertragene Teil eines Mitunternehmer-
anteils vom Übernehmer zu einem späteren Zeitpunkt insgesamt zu Buch-
werten nach § 20 UmwStG in eine Kapitalgesellschaft oder zu Buchwerten 
nach § 24 UmwStG in eine Personengesellschaft eingebracht, liegt -abwei-
chend vom oben genannten Grundsatz - keine schädliche Veräußerung i. S. 
d. § 6 Absatz 3 Satz 2 EStG vor, wenn der Einbringende die hierfür erhaltene 
Beteiligung an der Kapitalgesellschaft oder den erhaltenen Mitunternehmer-
anteil über einen Zeitraum von mindestens fünf Jahren -beginnend mit der 
ursprünglichen Übertragung des Mitunternehmeranteils nach § 6 Absatz 3 
Satz 2 EStG - nicht veräußert oder aufgibt und die Kapitalgesellschaft oder 
die Personengesellschaft den eingebrachten Mitunternehmeranteil oder die 
eingebrachten Wirtschaftsgüter innerhalb der genannten Frist nicht veräu-
ßert. 
 
30 
Eine unentgeltliche Weiterübertragung ist unschädlich; dabei geht die Be-
haltefrist jedoch auf den Rechtsnachfolger über. Dem Rechtsnachfolger ist 
die Behaltedauer des Übertragenden anzurechnen.  
 
31 
Voraussetzung für eine Buchwertübertragung i. S. d. § 6 Absatz 3 Satz 2 
EStG ist nicht, dass das zurückbehaltene Sonderbetriebsvermögen dauerhaft 
zum Betriebsvermögen derselben Mitunternehmerschaft gehört. Denn nach 
dem BFH-Urteil vom 12. Mai 2016 - IV R 12/15 - (BStBl 2019 II S. xxx) 
entfällt die Buchwertprivilegierung der unentgeltlichen Übertragung eines 
Teils eines Mitunternehmeranteils unter Zurückbehaltung eines Wirtschafts-
gutes des Sonderbetriebsvermögens nicht deshalb rückwirkend, weil das zu-
rückbehaltene Wirtschaftsgut zu einem späteren Zeitpunkt von dem Über-
tragenden zum Buchwert nach § 6 Absatz 5 EStG in ein anderes Betriebs-
vermögen übertragen wird.  
Wird Betriebsvermögen/Sonderbetriebsvermögen aufgrund einheitlicher 
Planung vor der unentgeltlichen Aufnahme einer natürlichen Person in ein 
bestehendes Einzelunternehmen oder der unentgeltlichen Übertragung eines 
Teils eines Mitunternehmeranteils entnommen oder unter Aufdeckung der 
stillen Reserven zum Verkehrswert veräußert, schließt dies eine Buchwer-
tübertragung nach § 6 Absatz 3 EStG nicht aus. Die zeitgleiche oder tagglei-
che Entnahme oder Veräußerung ist jedoch schädlich (vgl. auch Rn. 13).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



bb) Übertragung eines Teils des Anteils am Gesamthandsvermögen unter 
gleichzeitiger überquotaler Übertragung von Sonderbetriebsvermögen 
 
16 
Wird anlässlich der Teilanteilsübertragung von Gesamthandsvermögen Son-
derbetriebsvermögen in größerem Umfang (überquotal) übertragen, als es 
dem übertragenen Teil des Anteils am Gesamthandsvermögen entspricht, ist 
der Vorgang in eine Übertragung nach § 6 Abs. 3 Satz 1 EStG für den quo-
talen Teil des Sonderbetriebsvermögens und eine Übertragung nach § 6 Abs. 
5 EStG für den überquotalen Teil des Sonderbetriebsvermögens aufzuteilen.   
 
 
17 
Werden im Zusammenhang mit dem überquotal übertragenen Sonderbe-
triebsvermögen Verbindlichkeiten übernommen, liegt insoweit eine entgelt-
liche Übertragung vor, auf die § 6 Abs. 5 EStG keine Anwendung findet 
(BMF-Schreiben vom 7. Juni 2001 - BStBl I S. 367). 
 
 
 
 
18 
Die o.g. Grundsätze gelten auch, wenn die Mitunternehmerstellung des 
Empfängers mit der Teilanteilsübertragung erstmals begründet wird (BFH-
Urteil vom 6. Dezember 2000 - BStBl 2003 II S. 194).  
 
 
 
2. Übertragung bei funktional nicht wesentlichem Sonderbetriebsver-
mögen 
 
19 
Wird ein Teil eines Mitunternehmeranteils unentgeltlich übertragen, jedoch 
für die Mitunternehmerschaft funktional nicht wesentliches Sonderbetriebs-
vermögen zurückbehalten, ist § 6 Abs. 3 Satz 1 EStG uneingeschränkt an-
wendbar. Dies gilt auch, wenn funktional nicht wesentliches Sonderbetriebs-
vermögen in größerem Umfang übertragen wird, als es dem übertragenen 
Teil des Gesellschaftsanteils entspricht. Der übernehmende Gesellschafter 
hat die Buchwerte fortzuführen. Bei der Überführung des zurückbehaltenen 
Sonderbetriebsvermögens in das Privatvermögen entsteht laufender Gewinn  
(s. Rdnr. 8).  
 
III. Isolierte Übertragung von Sonderbetriebsvermögen 
 
20 
Wird das Sonderbetriebsvermögen isoliert (d.h. ohne Änderung der Beteili-
gungsverhälnisse bei der Mitunternehmerschaft) unentgeltlich übertragen, 
liegt keine Übertragung eines Mitunternehmeranteils vor (BFH-Urteil vom 
11. Dezember 1990 – BStBl 1991 II S. 510). Liegen die Voraussetzungen 
des § 6 Abs. 5 Satz 3 EStG in der jeweiligen Fassung (StSenkG vom 23. 
Oktober 2000 (BStBl I S. 1428) oder UntStFG vom 20. Dezember 2001 
(BStBl 2002 I S. 35)) vor, erfolgt die Übertragung zum Buchwert. Andern-
falls handelt es sich um eine Entnahme. §§ 16, 34 EStG sind nicht anwend-
bar. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

bb) Übertragung eines Teils des Anteils am Gesamthandsvermögen unter 
gleichzeitiger überquotaler Übertragung von Sonderbetriebsvermögen  
 
32 
Wird im Zeitpunkt der unentgeltlichen Aufnahme einer natürlichen Person 
in ein Einzelunternehmen oder der unentgeltlichen Übertragung eines Teils 
des Anteils am Gesamthandsvermögen funktional wesentliches Betriebsver-
mögen/Sonderbetriebsvermögen in größerem Umfang (überquotal) übertra-
gen, als es dem übertragenen Teil des Einzelunternehmens oder des Anteils 
am Gesamthandsvermögen entspricht, ist der Vorgang nicht in eine Übertra-
gung nach § 6 Absatz 3 Satz 1 EStG für den quotalen Teil des Betriebsver-
mögens/Sonderbetriebsvermögens (ohne Lauf einer Sperrfrist) und eine 
Übertragung nach § 6 Absatz 5 EStG für den überquotalen Teil des Betriebs-
vermögens/Sonderbetriebsvermögens (mit Lauf einer Sperrfrist) aufzutei-
len. Denn in diesem Fall handelt es sich ausschließlich (und einheitlich) um 
eine unentgeltliche Aufnahme einer natürlichen Person in ein Einzelunter-
nehmen oder eine unentgeltliche Übertragung eines Teils eines Mitunterneh-
meranteils nach § 6 Absatz 3 Satz 1 EStG ohne Lauf einer Sperrfrist (BFH-
Urteil vom 2. August 2012, IV R 41/11, BStBl 2019 II  S. xxx).  
 
 
33 
Die o. g. Grundsätze gelten auch, wenn die Mitunternehmerstellung des 
Empfängers mit der Übertragung eines Teils eines Mitunternehmeranteils 
erstmals begründet wird (BFH-Urteil vom 6. Dezember 2000, VIII R 21/00, 
BStBl 2003 II S. 194).  
 
 
3. Übertragung bei funktional nicht wesentlichem Sonderbetriebsver-
mögen  
 
34 
Wird ein Teil eines Mitunternehmeranteils unentgeltlich übertragen, jedoch 
für die Mitunternehmerschaft funktional nicht wesentliches Sonderbetriebs-
vermögen zurückbehalten, ist § 6 Absatz 3 Satz 1 EStG uneingeschränkt an-
wendbar. Der übernehmende Gesellschafter hat die Buchwerte fortzuführen. 
Bei der Überführung des zurückbehaltenen Sonderbetriebsvermögens in das 
Privatvermögen entsteht laufender Gewinn (vgl. Rn. 17).  
 
 
 
 
III. Isolierte Übertragung von Sonderbetriebsvermögen  
 
35 
Wird das Sonderbetriebsvermögen isoliert (d. h. ohne Änderung der Beteili-
gungsverhältnisse bei der Mitunternehmerschaft) unentgeltlich übertragen, 
liegt keine Übertragung eines Mitunternehmeranteils vor (BFH-Urteil vom 
11. Dezember 1990, VIII R 14/87, BStBl 1991 II  
S. 510). Liegen die Voraussetzungen des § 6 Absatz 5 Satz 3 EStG vor, er-
folgt die Übertragung zum Buchwert. Andernfalls handelt es sich um eine 
Entnahme. § 16 Absatz 4 und § 34 EStG sind nicht anwendbar.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



C. Unentgeltliche Aufnahme einer natürlichen Person in ein 
bestehendes Einzelunternehmen (§ 6 Abs. 3 Satz 1 2. Halbsatz 
EStG) 
 
21 
Bei der unentgeltlichen Aufnahme einer natürlichen Person in ein bestehen-
des Einzelunternehmen unter Zurückbehaltung von Betriebsvermögen ist § 
6 Abs. 3 Satz 2 EStG anzuwenden, wenn das zurückbehaltene Betriebsver-
mögen Sonderbetriebsvermögen bei der entstandenen Mitunternehmerschaft 
wird. Zu Behaltefristen Tz. 11 ff. 
 

D. Fälle der mitunternehmerischen Betriebsaufspaltung 
 
22 
Entsteht infolge einer unentgeltlichen Übertragung nach § 6 Abs. 3 EStG 
eine mitunternehmerische Betriebsaufspaltung (vgl. hierzu auch BMF-
Schreiben vom 28. April 1998, BStBl I S. 583), ist davon auszugehen, dass 
einer unter § 6 Abs. 3 Satz 1 EStG fallenden Übertragung unmittelbar eine 
Zurechnung der Wirtschaftsgüter des Sonderbetriebsvermögens bei der neu 
entstehenden Besitzpersonengesellschaft nachfolgt. Eine Überführung in 
das Sonderbetriebsvermögen bei der Besitzpersonengesellschaft erfolgt 
nach § 6 Abs. 5 Satz 2 EStG zum Buchwert. Eine Übertragung in das Ge-
samthandsvermögen oder Sonderbetriebsvermögen der Besitzpersonenge-
sellschaft erfolgt nach § 6 Abs. 5 Satz 3 ff. EStG; vor dem 1. Januar 2001 
mit Gewinnrealisierung, nach dem 31. Dezember 2000 unter den weiteren 
Voraussetzungen des § 6 Abs. 5 Satz 3 ff. EStG zum Buchwert. Entsteht die 
mitunternehmerische Betriebsaufspaltung infolge einer Übertragung nach 
§ 6 Abs. 3 Satz 2 EStG, so führt eine unterquotale Übertragung des Sonder-
betriebesvermögens in die Besitzpersonengesellschaft zu keiner schädlichen 
Veräußerung oder Aufgabe i.S. des § 6 Abs. 3 Satz 2 EStG; für die einer 
Übertragung nach § 6 Abs. 3 Satz 2 EStG nachfolgenden Übertragungen 
sind insbesondere die Tzn. 11 und 13 zu beachten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beispiel (für eine quotale Übertragung des Sonderbetriebsvermögens): 
A ist zu 60 % an der AB OHG beteiligt, der er auch ein im Sonderbetriebs-
vermögen befindliches Grundstück zur Nutzung überlässt. In 2002 überträgt 
A die Hälfte seines Mitunternehmeranteils (1/2 des Gesamthandsanteils und 
1/2 des Sonderbetriebsvermögens) unentgeltlich auf C. Die AC-GbR über-
lässt das Grundstück der ABC-OHG entgeltlich zur Nutzung.  
 
 
Zunächst liegt eine unentgeltliche Teil-Mitunternehmeranteilsübertragung 
nach § 6 Abs. 3 Satz 1 EStG vor, die zwingend eine Buchwertfortführung 
vorschreibt. Im zweiten Schritt ändert sich aufgrund der steuerlichen Beur-
teilung des neu entstandenen Gebildes als mitunternehmerische Betriebsauf-
spaltung die bisherige Zuordnung des Grundstücks als Sonderbetriebsver-
mögen bei der OHG. Das Grundstück ist Gesamthandsvermögen bei der AC-
GbR. Die damit verbundene Übertragung des Sonderbetriebsvermögens in 
das Gesamthandsvermögen erfolgt nach § 6 Abs. 5 Satz 3 EStG zum Buch-
wert. 
 
 

C. Unentgeltliche Aufnahme einer natürlichen Person in ein 
bestehendes Einzelunternehmen (§ 6 Absatz 3 Satz 1 2. Halb-
satz EStG)  
 
36 
Bei der unentgeltlichen Aufnahme einer natürlichen Person in ein bestehen-
des Einzelunternehmen unter Zurückbehaltung von Betriebsvermögen ist § 
6 Absatz 3 Satz 2 EStG anzuwenden, wenn das zurückbehaltene Betriebs-
vermögen Sonderbetriebsvermögen bei der entstandenen Mitunternehmer-
schaft wird (vgl. Rn. 20 ff.).  
 

D. Fälle der mitunternehmerischen Betriebsaufspaltung  
 
37 
Entsteht infolge einer unentgeltlichen Übertragung nach § 6 Absatz 3 EStG 
eine mitunternehmerische Betriebsaufspaltung (vgl. hierzu auch BMF-
Schreiben vom 28. April 1998, BStBl I S. 583), sind verschiedene Fallgrup-
pen zu unterscheiden:  
 
a) Übertragung von Sonderbetriebsvermögen, das nach der Übertragung im 
Gesamthandseigentum des Übertragenden und des Übernehmenden steht  
 
38 
Begründen der Übertragende und der Übernehmer hinsichtlich des anteilig 
übertragenen Sonderbetriebsvermögens nach der Übertragung zivilrechtlich 
eine Gesamthandsgemeinschaft (§ 718 ff. BGB), wird diese unmittelbar zur 
Besitzpersonengesellschaft. In diesem Fall folgt der unter § 6 Absatz 3 Satz 
1 EStG fallenden Übertragung eine Zurechnung der Wirtschaftsgüter des 
Sonderbetriebsvermögens zum Gesamthandsvermögen der Besitzpersonen-
gesellschaft gem. § 6 Absatz 5 Satz 3 EStG unmittelbar nach. Entsteht die 
mitunternehmerische Betriebsaufspaltung infolge einer Übertragung nach § 
6 Absatz 3 Satz 2 EStG, so führt eine unterquotale Übertragung des Sonder-
betriebsvermögens in die Besitzpersonengesellschaft zu keiner schädlichen 
Veräußerung oder Aufgabe i. S. d. § 6 Absatz 3 Satz 2 EStG; für die einer 
Übertragung nach § 6 Absatz 3 Satz 2 EStG nachfolgenden Übertragungen 
sind insbesondere die Rn. 26 und 29 zu beachten.  
 
b) Übertragung von Sonderbetriebsvermögen, das nach der Übertragung im 
Bruchteilseigentum des Übertragenden und Übernehmenden steht  
 
39 
Wird bei der anteiligen Übertragung von Sonderbetriebsvermögen dem 
Übernehmer zivilrechtlich ein Bruchteil zu Eigentum übertragen (§ 741 
BGB), findet zuerst eine unentgeltliche Übertragung eines Teils eines Mit-
unternehmeranteils (einschließlich des Sonderbetriebsvermögens) auf den 
übernehmenden Gesellschafter nach § 6 Absatz 3 Satz 2 EStG statt. An-
schließend erfolgt sowohl bei dem übertragenden Gesellschafter als auch bei 
dem übernehmenden Gesellschafter eine Überführung des Sonderbetriebs-
vermögens in das Sonderbetriebsvermögen bei der Besitzpersonengesell-
schaft (GbR) gem. § 6 Absatz 5 Satz 2 EStG.  
Hinsichtlich des Sonderbetriebsvermögens findet hier allerdings kein 
Rechtsträgerwechsel statt, sondern es erfolgt hier nur ein Zuordnungswech-
sel von dem Sonderbetriebsvermögen bei der bisherigen Personengesell-
schaft in das Sonderbetriebsvermögen der Besitzpersonengesellschaft 
(BFH-Urteil vom 18. August 2005, IV R 59/04, BStBl II S. 830).  
 
Beispiel (für eine quotale Übertragung des Sonderbetriebsvermögens):  
A ist zu 60 % an der AB OHG beteiligt, der er auch ein im Sonderbetriebs-
vermögen befindliches Grundstück zur Nutzung überlässt. In 2018 überträgt 
A die Hälfte seines Mitunternehmeranteils (1/2 des Anteils am Gesamt-
handsvermögen und 1/2 des Sonderbetriebsvermögens) unentgeltlich auf C. 
Die AC-GbR überlässt das Grundstück der ABCOHG entgeltlich zur Nut-
zung.  
 
a) Das Grundstück steht im Gesamthandsvermögen von A und C  
 
b) Das Grundstück steht im Bruchteilseigentum von A und C  
 
zu a) Zunächst liegt eine unentgeltliche Übertragung eines Teils eines Mit-
unternehmeranteils nach § 6 Absatz 3 Satz 1 EStG vor, der zwingend eine 
Buchwertfortführung vorschreibt. Im zweiten Schritt ändert sich aufgrund 
der steuerlichen Beurteilung des neu entstandenen Gebildes als mitunterneh-
merische Betriebsaufspaltung die bisherige Zuordnung des  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Grundstücks als Sonderbetriebsvermögen bei der OHG. Das Grundstück 
wird Gesamthandsvermögen bei der AC-GbR. Die damit verbundene Über-
tragung des Sonderbetriebsvermögens in das Gesamthandsvermögen der 
AC-GbR erfolgt nach § 6 Absatz 5 Satz 3 Nummer 2 EStG zum Buchwert.  
 
zu b) Zunächst liegt eine unentgeltliche Übertragung eines Teils eines Mit-
unternehmeranteils nach § 6 Absatz 3 Satz 1 EStG vor, der zwingend eine 
Buchwertfortführung vorschreibt. Im zweiten Schritt ändert sich aufgrund 
der steuerlichen Beurteilung des neu entstandenen Gebildes als mitunterneh-
merische Betriebsaufspaltung die bisherige Zuordnung des Grundstücks als 
Sonderbetriebsvermögen bei der OHG. Das Grundstück wird -wegen des 
fehlenden Rechtsträgerwechsels bei dem Bruchteilseigentum - zu Sonderbe-
triebsvermögen der Mitunternehmer bei der „gesamthandsvermögenslosen“ 
AC-GbR (BFH-Urteil vom 18. August 2005, IV R 59/04, BStBl II S. 830). 
Die damit verbundene Überführung des Sonderbetriebsvermögens bei der 
OHG auf das Sonderbetriebsvermögen bei der AC-GbR erfolgt nach § 6 Ab-
satz 5 Satz 2 EStG zum Buchwert.  
 

E. Aufhebung einzelner Regelungen in anderen Verwaltungs-
anweisungen  
 
40 
Rn. 19 des BMF-Schreibens zur Anwendung des § 6 Absatz 5 EStG vom 8. 
Dezember 2011 (BStBl I S. 1279) ist insoweit überholt, als dort unter Rn. 19 
zu prüfen ist, ob einer Buchwertfortführung nach § 6 Absatz 5 EStG die Ge-
samtplanrechtsprechung entgegensteht. Hinsichtlich der in Rn. 8 des BMF-
Schreibens zu den wiederkehrenden Leistungen nach § 10 Absatz 1a Num-
mer 2 EStG vom 11. März 2010 (BStBl I S. 227) in Bezug genommenen 
quotalen Übertragung von Sonderbetriebsvermögen sind die Grundsätze 
dieses Schreibens anzuwenden.  
Außerdem ist das BMF-Schreiben vom 12. September 2013 (BStBl I S. 
1164) insoweit überholt, als dort unter Punkt II.2. die Veröffentlichung des 
BFH-Urteils vom 2. August 2012 -IV R 41/11 -im Bundessteuerblatt zurück-
gestellt wurde; dieses BMF-Schreiben wird insoweit aufgehoben.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



E. Zeitliche Anwendung 
 
 
23 
Dieses Schreiben ist auf alle Übertragungen nach dem 31. Dezember 2000 
anzuwenden. In Erbfällen mit sog. qualifizierter Nachfolgeklausel sind die 
Tz. 83 bis 85 in der Fassung des BMF-Schreibens vom 11. Januar 1993 
(BStBl I S. 62) zur ertragsteuerlichen Behandlung der Erbengemeinschaft 
und ihrer Auseinandersetzung weiter anzuwenden. 
 
24 
Auf gemeinsamen Antrag vom Übertragenden und Übernehmenden ist die-
ses Schreiben in allen noch offenen Fällen auch für Übertragungen vor dem 
1. Januar 2001 anzuwenden.  
Für unterquotale Übertragungen (vgl. Tz. 10) sind dabei die Behaltefristen 
des § 6 Abs. 3 Satz 2 EStG zu beachten; dies gilt nicht, wenn der übernom-
mene Mitunternehmeranteil vom Übernehmenden vor dem 1. Januar 2002 
veräußert oder entnommen wurde.   
Für überquotale Übertragungen (vgl. Tz. 16) vor dem 1. Januar 2001 kann 
in den offenen Fällen auf gemeinsamen Antrag vom Übertragenden und 
Übernehmenden aus Vertrauensschutzgründen der gesamte Übertragungs-
vorgang als unter § 6 Abs. 3 EStG in der damals geltenden Fassung fallend 
angesehen werden. 
 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht.  
Im Auftrag  
gez. Müller-Gatermann 
 

 

F. Zeitliche Anwendung  
 
41 
Dieses Schreiben ersetzt das bisherige BMF-Schreiben zur Anwendung des 
§ 6 Absatz 3 EStG vom 3. März 2005 (BStBl I S. 458) mit Ergänzung vom 
7. Dezember 2006 (BStBl I S. 766) und ist auf alle noch offenen Veranla-
gungszeiträume mit Übertragungsvorgängen gem. § 6 Absatz 3 und § 6 Ab-
satz 5 EStG anzuwenden.  
 
 
42 
Aus Vertrauensschutzgründen kann das BMF-Schreiben zur Anwendung 
des § 6 Absatz 3 EStG vom 3. März 2005 (BStBl I S. 458) mit Ergänzung 
vom 7. Dezember 2006 (BStBl I S. 766) für bereits abgeschlossene Übertra-
gungsvorgänge weiterhin angewendet werden, wenn die Beteiligten auf An-
trag hieran einvernehmlich auch weiterhin festhalten möchten.  
 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht.  
 
Im Auftrag  
 
 
 

 

  

 

 

 

 


